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Kleine Anfrage mit Antwort 

Wortlaut der Kleinen Anfrage 

des Abgeordneten Victor Perli (LINKE), eingegangen am 16.09.2010 

Staatliche Förderung der politischen Jugendorganisationen in Niedersachsen 2003 bis 2010 

In Niedersachsen werden einige politische Jugendverbände seit Jahrzehnten mit finanziellen Mit-
teln des Landes gefördert. Alleine vom Amtsantritt der schwarz-gelben Landesregierung im Jahr 
2003 bis Ende 2009 wurden den Jugendorganisationen von CDU, SPD, FDP und Bündnis90/Die 
Grünen sowie der parteiunabhängigen Jugendorganisation Junge Linke rund 1,3 Mio. Euro für die 
politische Bildung zur Verfügung gestellt. 

Seit 1995 erhalten alle genannten Jugendorganisationen die Zuwendungen aufgrund ihrer Mitglied-
schaft in der Vereinigung politischer Jugend (VPJ) als „freiwillige Leistung des Landes“. Die VPJ ist 
ein nicht rechtsfähiger privater Verein, dem ausschließlich die genannten Verbände angehören. Die 
Verteilung der Mittel erfolgte seit 1995 durch einen bis 2009 unveränderten Schlüssel, der von den 
Jugendorganisationen selbst festgelegt wurde. Andere Jugendorganisationen konnten der VPJ 
nicht einfach beitreten, sondern mussten einen Aufnahmeantrag stellen. Jedes VPJ-Mitglied konnte 
mit seinem Vetorecht Neuaufnahmen blockieren. Um den Anschein eines „Kartells des Parteinach-
wuchses“ zu vermeiden, hat die Landesregierung in der Antwort auf eine Kleine Anfrage von mir 
am 9. Oktober 2008 betont, dass mit dieser Praxis „grundsätzlich weder ein Rechtsanspruch der in 
der VPJ zugehörigen Organisationen auf eine Förderung noch ein Ausschluss einer Förderung et-
waiger anderer Jugendverbände verbunden“ sei. Tatsächlich wurde jedoch keinem der o. g. Ju-
gendverbände in der genannten Zeit die Förderung verweigert oder etwa an die Landtagsmitglied-
schaft der Mutterpartei gebunden, wovon die FDP-Jugend zeitweise profitiert hat. Gleichzeitig hat 
im genannten Zeitraum kein einziger politischer Jugendverband ohne VPJ-Mitgliedschaft eine För-
derung erhalten.  

Der Jugendverband der Partei DIE LINKE, Linksjugend [’solid], hat seit 2001 mehrere Aufnahmean-
träge an die VPJ gestellt. Diese wurden jedoch mit einer Ausnahme nicht einmal behandelt. Ein im 
Jahr 2009 beim zuständigen Landesamt gestellter Förderantrag wurde mit Verweis auf die fehlende 
Mitgliedschaft in der VPJ abgelehnt. Die Linksjugend [’solid] hat dagegen Klage vor dem Verwal-
tungsgericht erhoben. 

Die Landesregierung hat aufgrund der beschriebenen Zustände eine neue Förderrichtlinie erarbei-
tet, die in Kürze in Kraft treten soll und deren Entwurf nach einem Erlass vom 3. März 2010 bereits 
angewendet wird. Der Richtlinienentwurf wurde so ausgerichtet, dass bis zu einer anderweitigen 
Entscheidung von Gerichten eine Förderung des Jugendverbandes der Linken weiterhin und eine 
Förderung der parteiunabhängigen Jungen Linken erstmals verweigert werden kann. Die CDU-
Jugendorganisation hatte die Landesregierung zuvor am 29. Oktober 2009 und 3. November 2009 
in Presseerklärungen aufgefordert, dem Jugendverband der Linken die öffentliche Förderung zu 
verweigern. 

Im Anhörungsverfahren zum Richtlinienentwurf haben die Jugendverbände von SPD, Bünd-
nis90/Die Grünen und DIE LINKE und die parteiunabhängige Junge Linke ebenso wie die Land-
tagsfraktionen von SPD, Bündnis90/Die Grünen und DIE LINKE massive Kritik am Richtlinienent-
wurf geäußert und weitgehende Korrekturen eingefordert.  

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 

1. Welche politischen Bildungsmaßnahmen, Workshops, Ausstellungen und weiteren Aktivitäten 
der politischen Jugendorganisationen wurden in der Zeit von 2003 bis 2010 gefördert bzw. 
durch die Genehmigung des vorläufigen Maßnahmebeginns als förderwürdig eingestuft? (bitte 
jeweils mit Angabe der antragstellenden Organisation, des Veranstaltungstages, des genauen 
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Veranstaltungsortes, des Titels sowie des Themas der Maßnahme einschließlich der tatsäch-
lich bewilligten und gezahlten Fördersumme, bitte der Vollständigkeit halber auch die bereits 
veröffentlichten Veranstaltungen aus 2009 und 2010 angeben)? 

2. Welche weiteren Jugendverbände, die nicht in der VPJ zusammengeschlossen sind, haben in 
der Zeit von 2003 bis 2009 zumindest einmal einen Förderantrag an die VPJ oder das zu-
ständige Landesamt gestellt? 

3. An welchem Tag, mit welchem Beschluss und mit welchen Fraktionen wurde das Fördersys-
tem abgestimmt und vereinbart, das von Mitte der 1990er-Jahre bis 2009 Grundlage für die 
Verwaltungspraxis des Landes war?  

4. Vor dem Hintergrund, dass die Zuweisungen an die politischen Jugendorganisationen, die in 
der VPJ zusammengeschlossen waren, im Haushaltsplan des Landes nicht direkt erkennbar 
bzw. namentlich ausgewiesen waren: Wann und mit welchen Fraktionen wurde dieser „frakti-
onsübergreifende politische Konsens“ jeweils bestätigt? 

5. Aus welchen Gründen wurde die Jugendorganisation der FDP gefördert, obwohl die FDP von 
1994 bis 2003 nicht im Landtag vertreten war und somit an einem „fraktionsübergreifenden 
Konsens“ nicht mitwirken konnte? 

6. Weshalb begründet sie ihre ablehnende Haltung gegenüber Förderanträgen des Jugendver-
bandes der Linken damit, dass sich dieser in seinem Programm nicht zur Verfassung und zur 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung bekenne, obwohl sich andere vom Land geför-
derte Jugendverbände in ihrem Programm ebenfalls nicht dazu bekennen (was im Übrigen in 
allen Fällen nicht auf eine Ablehnung schließen lässt)? 

7. Weshalb begründet sie ihre ablehnende Haltung gegenüber Förderanträgen des Jugendver-
bandes der Linken damit, dass dieser den Kapitalismus überwinden wolle, obwohl beispiels-
weise auch die Jugendorganisation der SPD im Jahr 2008 beschlossen hat: „Das Ziel jungso-
zialistischer Politik ist der demokratische Sozialismus. Im Kapitalismus kann es ein Leben in 
Freiheit und Gleichheit nicht geben, da der Kapitalismus immer wieder soziale Ungleichheit 
produziert. Es ist ein System, das auf Konkurrenz angelegt ist. Konkurrenz kennt nur Gewin-
ner oder Verlierer.“? 

8. Weshalb begründet sie ihre ablehnende Haltung gegenüber Förderanträgen des Jugendver-
bandes der Linken damit, dass dieser für eine Überwindung des Privateigentums an Produkti-
onsmitteln eintrete, obwohl dieses auf Basis von Artikel 15 des Grundgesetzes möglich ist und 
beispielsweise die Jugendorganisation der SPD im Jahr 2008 beschlossen hat: „Der Staat 
sollte zwar kurzfristig sich in die Besitzverhältnisse der Produktionsmittel einmischen und 
durch eine Verstaatlichung der Schlüsselindustrien die Macht des Marktes brechen, um Ver-
elendung zu verhindern. Grundsätzlich ist jedoch eine radikale Demokratisierung der Wirt-
schaft unser Ansatz, um die kapitalistische Marktwirtschaft zu überwinden. Die Grundidee der 
Genossenschaften, der Besitz der Produktionsmittel durch die Gemeinschaft der Arbeitneh-
merInnen ist das Ziel, welches wir auch auf die restlichen Betriebe übertragen wollen.“? 

9. Weshalb begründet sie ihre ablehnende Haltung gegenüber Förderanträgen des Jugendver-
bandes der Linken damit, dass dieser marxistischen und andere linksradikalen Positionen ei-
nen Platz biete, obwohl etwa das Verwaltungsgericht Berlin in seinem Urteil vom 20. Novem-
ber 2009 (Az.: 20 A 267.06, juris Rdn. 28) mit Bezug auf Bundesverfassungsgerichtsurteile 
ausführte, dass „die Bezugnahme auf eine marxistische Ordnung nicht zwingend (bedeute), 
dass damit die Kernelemente der grundgesetzlichen Werteordnung außer Kraft gesetzt wer-
den sollen“, das Bundesamt für Verfassungsschutz auf seiner Webseite ausführt, dass „z. B. 
Kapitalismuskritiker, die grundsätzliche Zweifel an der Struktur unserer Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung äußern und sie von Grund auf verändern wollen, noch keine Extremisten 
(sind). Radikale politische Auffassungen haben in unserer pluralistischen Gesellschaftsord-
nung ihren legitimen Platz“, beides auch in dem Antrag der SPD-Fraktion in der 
Drs. 16/2288 neu zum Ausdruck kommt und die genannten Strömungen beispielsweise auch 
zur Tradition der SPD-Jugendorganisation gehören? 
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10. Weshalb begründet sie ihre ablehnende Haltung gegenüber Förderanträgen des Jugendver-
bandes der Linken damit, dass dieser „Verbindungen zum autonomen Spektrum“ habe, ob-
wohl beispielsweise auch die Jugendorganisationen von SPD und Bündnis90/Die Grünen re-
gelmäßig - und in Einzelfällen auch die FDP-Jugendorganisation - gemeinsame Aktionen wie 
Konzerte gegen Neonazis oder Demonstrationen mit Gruppen aus dem autonomen Spektrum 
durchführen bzw. durchgeführt haben (beispielsweise am 11. August 2010 in Hannover eine 
Demonstration gegen das von der Landesregierung geplante Versammlungsgesetz und am 
3. September 2010 in Wolfsburg ein Konzert gegen Rechts) und entsprechende Internetlinks 
setzen? 

11.  Die Linksjugend [’solid] bekennt sich in ihrem Programm zu einer parlamentarischen Partei, 
zum Parlamentarismus und zum Engagement mit „außerparlamentarischen und parlamentari-
schen Kräften“. Der Verband will den „Parlamentarismus für den Kampf um eine gerechtere 
Welt nutzen“ und weist in einer jugendlich gehaltenen Sprache darauf hin, dass Demokratie 
auch außerhalb der Parlamente existiert und gesellschaftliche Veränderungen nicht nur in 
Parlamenten stattfinden, was beispielhaft mit der „Durchsetzung von Kapitalinteressen als 
auch (von) sozialen Errungenschaften“ untermauert wird. Man könnte hier im Einzelnen etwa 
Massenentlassungen, Betriebsschließungen oder die Verlängerung von Arbeitszeiten auf der 
einen Seite und auf der anderen Seite die Verkürzung der Arbeitszeiten, Lohnsteigerungen 
oder aus der Lebenswelt von Jugendlichen die Entstehung des Umweltbewusstseins, die „se-
xuelle Revolution“ oder die gesellschaftliche Akzeptanz gleichgeschlechtlicher Partnerschaf-
ten anführen. Daran anschließend wird im Programm die Schlussfolgerung gezogen, dass 
(eigene) Parlamentarierinnen und Parlamentarier immer mit außerparlamentarischer bzw. so-
zialer Bewegung verbunden sein müssen, „um auf der parlamentarischen Bühne auf Verände-
rungen hinzuwirken“. Der Jugendverband stellt regelmäßig Kandidatinnen und Kandidaten für 
Parlamente auf allen Ebenen auf und hat in Niedersachsen beispielsweise an der Erarbeitung 
einer Großen Anfrage mitgewirkt, wie sich aus dem Stenographischen Protokoll der 73. Sit-
zung des Landtags am 9. Juni 2010 ergibt. 

a) Weshalb begründet sie ihre ablehnende Haltung gegenüber Förderanträgen des Jugend-
verbandes der Linken trotz dieser Fakten und im Gegensatz zum vorgenannten Verwal-
tungsgerichtsurteil damit, dass dessen Ziel eine Absage des parlamentarischen Systems 
sei? 

b) Ist sie der Auffassung, dass auch Änderungen des Zeitgeistes oder der zivilgesellschaftli-
chen Stimmung wie beispielsweise die Entstehung eines Umweltbewusstseins oder die 
„sexuelle Revolution“ von Parlamenten ausgehen müssen?  

c) Stellt aus ihrer Sicht die im Jahr 1980 bekannt gewordene Aufforderung an die Gesell-
schaft zu einer „geistig-moralischen Wende“ durch den damaligen Oppositionsführer Hel-
mut Kohl (CDU) eine Relativierung des parlamentarischen Systems dar? 

12.  Weshalb haben das Sozialministerium und das zuständige Landesamt in der 2. Jahreshälfte 
2009 plötzlich in einem Eilverfahren sämtliche VPJ-Bescheide seit dem Jahr 2004 überprüft 
und hat die Prüfung Fehler oder Unregelmäßigkeiten ergeben? Wenn ja, welche? 

13.  Kann sie ausschließen, dass geförderte Jugendorganisationen beispielsweise durch ein Aus-
füllen der Teilnehmerliste für beantragte Seminare bei nicht förderungswürdigen Gremiensit-
zungen oder durch nachträglich ergänzte Teilnehmerinnen und Teilnehmer Mittel des Landes 
zu Unrecht erhalten bzw. für sachfremde Zwecke verwendet haben (beispielsweise die Junge 
Union für ihren „Niedersachsentag“)?  

(An die Staatskanzlei übersandt am 28.09.2010 - II/721 - 785) 
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Antwort der Landesregierung  

 Niedersächsisches Ministerium Hannover, den 07.12.2010 
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit 
 und Integration 
 - 01.22 - 41543 (785) - 

Bei einer Zuwendung handelt es sich um eine freiwillige, zweckgebundene Geldleistung des Lan-
des, die zur Erfüllung bestimmter Aufgaben an Stellen außerhalb der Landesverwaltung erbracht 
wird, ohne dass der Empfänger vor der Bewilligung einen dem Grund und der Höhe nach bestimm-
ten Rechtsanspruch hierauf hat. Dies ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen der Landes-
haushaltsordnung (LHO). Ein Rechtsanspruch auf Förderung politischer Jugendarbeit besteht in-
soweit nicht.  

Eine generelle Förderung der Jugendarbeit erfolgt seit Jahren durch das Land nach dem Jugend-
förderungsgesetz und diversen Förderrichtlinien, wonach politische Jugendorganisationen aller-
dings nicht förderfähig sind. Jedoch bestand immer auch ein erhebliches Landesinteresse daran, 
junge Menschen durch Angebote außerhalb der schulischen politischen Jugendbildung und der po-
litischen Erwachsenenbildung für eine aktive, nachhaltige Mitarbeit an gesellschaftspolitischen 
Entwicklungen und demokratischen Prozessen zu gewinnen. 

Daher wurden seit Mitte der 1990er-Jahre Haushaltsmittel für Bildungsveranstaltungen und beson-
dere Einzelvorhaben der politischen Jugendbildung bereit gestellt und damit die in der „Vereinigung 
Politischer Jugend - Land Niedersachsen“ (VPJ) zusammengeschlossenen Jugendorganisationen 
im Rahmen einer sich entwickelnden Verwaltungspraxis gefördert. Eine Förderrichtlinie gab es 
nicht. Von der Förderung ausgeschlossen waren immer Maßnahmen und Publikationen der partei-
internen Schulung und der Parteienwerbung sowie Maßnahmen und Publikationen mit agitatori-
schen Zielen, die insbesondere auf eine aggressive Beeinflussung und bestimmte politische An-
schauungen ausgerichtet waren. 

Um dem Erfordernis der LHO gerecht zu werden, wonach die Veranschlagung von Fördermitteln in 
Folgejahren grundsätzlich nur zulässig ist, wenn der Förderzweck in Richtlinien konkretisiert wird, 
wird die Landesregierung ab dem Jahr 2010 die Förderung auf die Grundlage einer Förderrichtlinie 
stellen. Mit der Veröffentlichung ist in Kürze zu rechnen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: 

Die Daten ergeben sich aus den beigefügten Anlagen. 

Zu 2: 

Im Jahr 2002 hat sich [´solid] Niedersachsen an das Land Niedersachsen gewandt und um Infor-
mationen zur Förderpraxis an die Vereinigung Politischer Jugend (VPJ) gebeten. Die damals zu-
ständige Bezirksregierung Hannover hat [´solid] Niedersachsen an den geschäftsführenden Ver-
band der VPJ, die Junge Union Niedersachsen, verwiesen. Der Landesregierung ist nicht bekannt, 
ob [´solid] Niedersachsen oder andere Jugendverbände einen Aufnahmeantrag an die VPJ gestellt 
haben. 

Zu 3 und 4: 

Wie bereits in der Antwort der Landesregierung vom 7. Oktober 2010 auf die Mündliche Anfrage 
Nr. 47 des Abgeordneten Victor Perli (LINKE) „Aktenbestand der Landesregierung zur staatlichen 
Förderung der politischen Jugendorganisationen in Niedersachsen“ ausgeführt, befindet sich im MS 
noch eine Akte über die Förderstruktur aus dem Jahr 2000. Daher liegen der Landesregierung kei-
ne Erkenntnisse mehr vor, an welchem Tag, mit welchem Beschluss und mit welchen Fraktionen 

4 



Niedersächsischer Landtag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/3171 
 

 

das Fördersystem abgestimmt und vereinbart wurde. Allerdings hat sich der Mitte der 1990er-Jahre 
erzielte Konsens bis zum Jahr 2009 als tragfähig erwiesen. 

Seit 2002 sind die Haushaltsmittel für die Förderung von Vorhaben der politischen Jugendbildung in 
den von den jeweiligen Landtagen beschlossenen Haushaltsplänen im Einzelplan 05 bei Kapitel 
05 73 Titelgruppe 93 veranschlagt. Davor waren die Mittel im Einzelplan 07 bei Kapitel 07 72 Titel-
gruppe 93 veranschlagt. 

Zu 5: 

Die Förderung erfolgte an die Mitgliedsorganisationen der VPJ. Die Jugendorganisation der FDP 
„Junge Liberale“ war in dem fraglichen Zeitraum Mitglied der VPJ und ist dies bis heute. 

Zu 6: 

In Anlehnung an § 9 Abs. 1 Jugendwohlfahrtsgesetz, der bis 1990 galt und von § 75 Abs. 1 Nr. 4 
Sozialgesetzbuch Achtes Buch abgelöst wurde, erhalten nur diejenigen Jugendorganisationen öf-
fentliche Mittel, die die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit leisten. 
Diese Praxis hat auch das Bundesverwaltungsgericht bestätigt (BVerwG 5 C 33.76). 

Um beurteilen zu können, ob Zuwendungsempfänger diese Voraussetzung erfüllen, ist für die Lan-
desregierung die Gesamtschau ihrer schriftlichen und mündlichen Äußerungen ausschlaggebend. 
Nach deren Sichtung und Beurteilung kann die Landesregierung keine ausreichenden Belege für 
eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit erkennen. So verstehen sich ihre Mitglieder 
laut ihrer Programmatik1 vom 5. April 2008 als „SozialistInnen, KommunistInnen, AnarchistInnen“, 
die für eine „libertäre, klassenlose Gesellschaft jenseits von Kapitalismus, Rassismus und Patriar-
chat“ kämpfen wollen. 

Zudem stellt die Linksjugend [´solid] die Bedeutung der Parlamente für den demokratischen 
Rechtsstaat in Frage, in dem sie von der „Bühne des Parlamentarismus“ in ihrer Programmatik 
spricht und ihre Mitglieder und Anhänger dazu auffordert, sich „nicht der Illusion hin(zu)geben, dass 
dort der zentrale Raum für reale Veränderungen sei. Gesellschaftliche Veränderungen finden 
schwerpunktmäßig außerhalb der Parlamente statt. Das gilt sowohl bei der Durchsetzung von Kapi-
talinteressen als auch für soziale Errungenschaften. Nur die außerparlamentarische Bewegung 
kann reale Veränderungen herbeiführen.“ 

Noch deutlicher wird der niedersächsische Landesverband der Linksjugend [`solid], wenn er in sei-
nem Beschluss „13 Essentials für eine LINKE Politik in Niedersachsen“ vom 10./11. März 2007 da-
von spricht, dass „parlamentarische Mehrheiten (…) letztendlich nur die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen für das Funktionieren des kapitalistischen Marktes und die Organisierung seines Ver-
wertungsprozesses“ beschließen.  

Legt man diese Äußerungen zugrunde, so dienen Parlamente der Linksjugend [´solid] nur als Mittel 
zum Zweck. Ihrem Verständnis nach werden politische Entscheidungen nicht in den vom Volk ge-
wählten und somit demokratisch legitimierten Parlamenten getroffen, sondern auf der außerparla-
mentarischen Ebene.  

Es fehlt der Linksjugend [´solid] somit originär nicht an einem formulierten Bekenntnis zur Verfas-
sung, sondern an einem grundsätzlichen Einstehen für die parlamentarische Demokratie. An einer 
Vergleichbarkeit mit anderen Jugendverbänden, welche kein ausformuliertes Bekenntnis zur Ver-
fassung festgeschrieben haben, mangelt es hier, da diese in der Gesamtbetrachtung an einem Ein-
stehen für die freiheitlich-demokratische Grundordnung keinen Zweifel lassen.   

Auch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 21. Juli 2010 (6 C 22.09) stützt die 
Einschätzung der Landesregierung. Als Beleg für verfassungsfeindliche Bestrebungen der Linksju-
gend [`solid] greift es auf die Urteilsbegründung des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nord-
rhein-Westfalen (OVG NW) vom 13. Februar 2009 (16 A 845/08) zurück, in der das Gericht zu fol-
gendem Schluss kommt: „Mit der als Jugendorganisation der Partei DIE LINKE anerkannten Links-
jugend [´solid] lehnt eine weitere der Partei zuzurechnende Gruppierung tragende Prinzipien der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung offen ab. Sie spricht dem Parlament seine in der 

                                                                          
1 Quelle: www.linksjugend-solid.de 
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Staatsordnung des Grundgesetzes zentrale Rolle bei der politischen Willensbildung ab, indem sie 
den Parlamentarismus als ,Kasperletheater zur Legitimation kapitalistischer Verhältnisse’ (Verband 
[´solid] 36 - die sozialistische Jugend Kreuzberg) verunglimpft. Sie will das Parlament lediglich für 
ihre Zwecke instrumentalisieren, indem sie es als ,Bühne (…) für den Kampf um eine gerechtere 
Welt’ (Verband [´solid] 36 - die sozialistische Jugend Kreuzberg) nutzt, der ,schwerpunktmäßig au-
ßerhalb der Parlamente’ stattfinden soll“. 

Mit dem Urteil des BVerwG liegt nun erstmals eine höchstrichterliche Entscheidung über tatsächli-
che Anhaltspunkte für verfassungsfeindliche Bestrebungen der Linksjugend [´solid] vor.  

Zu 7 bis 9: 

Die beabsichtigte Überwindung des Kapitalismus ist für sich allein betrachtet kein Beleg für ein ver-
fassungsfeindliches Verhalten. Wie bereits in der Antwort auf die Frage 6 dargelegt, kommt es stets 
auf eine Gesamtschau der schriftlichen und mündlichen Äußerungen einer Organisation oder Partei 
an.  

Die Linksjugend möchte, entsprechend ihrem Programm vom 5. April 2008, den Kapitalismus durch 
einen „grundsätzlichen Systemwechsel“ überwinden. Aufgrund der zahlreichen Bezüge der Links-
jugend [`solid] auf die Werke von Karl Marx und Friedrich Engels wird deutlich, dass mit der Forde-
rung nach einem „grundsätzlichen Systemwechsel“ nicht nur wirtschaftliche, sondern auch poli-
tisch-gesellschaftliche Veränderungen gemeint sind. Das Werk von Karl Marx kann nicht in seiner 
Gesamtheit als extremistisch eingestuft werden. Jedoch ist den Marxschen Werken neben der wis-
senschaftlichen Komponente auch eine ideologische Dimension eigen. Nach dem marxistischen 
Basis-Überbau-Modell, demzufolge die ökonomische Struktur der materiellen Basis die geistige 
Entwicklung der Menschen bestimmt, ziehen ökonomische Veränderungen zwangsläufig auch ei-
nen politischen Wandel nach sich. Die Forderung nach Überwindung der ökonomischen Verhältnis-
se ist somit immer auch an die Überwindung der politischen Ordnung gebunden. Die Landesregie-
rung muss daher davon ausgehen, dass die Linksjugend [`solid] mit ihren Forderungen nicht nur 
auf die Überwindung der wirtschaftlichen, sondern auch der politischen Ordnung zielt. Dies aber ist 
nicht mit der freiheitlichen-demokratischen Grundordnung vereinbar. 

Zahlreiche Äußerungen der Linksjugend [`solid] belegen diese Annahme der Landesregierung. So 
heißt es in deren Programmatik, dass die „Überwindung kapitalistischer Produktions- und Herr-
schaftsverhältnisse (…) notwendig“ sei. Und weiter: „Die Banken und Konzerne müssen in öffentli-
ches Eigentum überführt werden und unter demokratischer Kontrolle und Verwaltung der arbeiten-
den Bevölkerung fortgeführt werden.“ Die sich dahinter verbergende Kernforderung verdeutlicht die 
Linksjugend [`solid] in ihrer Programmatik: „Das Privateigentum an Produktionsmitteln gilt es abzu-
schaffen - die Verfügungsgewalt über selbige muss eine gesellschaftliche sein.“ 

Aus all diesen Äußerungen wird in der Gesamtschau deutlich, dass die Linksjugend [´solid] mit ih-
ren Forderungen nicht nur auf die Überwindung des Kapitalismus zielt, sondern zugleich auch auf 
die Überwindung des demokratischen Rechtsstaats. Aus diesen Gründen bietet sie keine Gewähr 
dafür, sich in ihren Bildungsveranstaltungen für die Ziele und Akzeptanz der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung ernsthaft einzusetzen. 

Zu 10: 

Die Verbindungen der Linksjugend [´solid] zum autonomen Spektrum, das den Staat in seinen be-
stehenden Strukturen offen ablehnt, sind in der Gesamtschau zu beurteilen. Nach Abwägung der in 
den Fragen 6 bis 9 ausführlich gewürdigten Aspekte bestätigen sie die Gesamteinschätzung, dass 
die Linksjugend nicht für die freiheitlich demokratische Grundordnung einsteht, geschweige denn 
bereit dazu ist, dieses Wertesystem jungen Menschen zu vermitteln.  

Zu 11 a: 

Siehe Antworten zu den Fragen 6 bis 9. 
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Zu 11 b: 

Zivilgesellschaftliches Engagement ist für eine Demokratie unerlässlich. Außerparlamentarische 
Bewegungen liefern unverzichtbare Anstöße für die demokratische Entwicklung einer Gesellschaft. 
Im Mittelpunkt einer parlamentarischen Demokratie steht aber das Parlament. Nur das Parlament 
ist als demokratisch legitimierte Institution der Ort, an dem in Vertretung des Volkes die zentralen 
Entscheidungen getroffen werden.  

Zu 11 c: 

Die Landesregierung vermag in den Äußerungen Helmut Kohls aus dem Jahr 1980 keine Relativie-
rung des parlamentarischen Systems erkennen. Zudem haben die damaligen Oppositionsparteien 
und -politiker keinen Zweifel daran aufkommen lassen, dass sie fest auf dem Boden der freiheitli-
chen-demokratischen Grundordnung stehen.  

Zu 12: 

In 2009 sind von der Bewilligungsbehörde die zu dieser Zeit noch nicht abgeschlossenen Verwen-
dungsnachweisprüfungen aller Fördermaßnahmen aus den Jahren 2003 bis 2007 aufgearbeitet 
wurden. In diesem Zusammenhang wurden auch die offenen Verwendungsnachweisprüfungen hin-
sichtlich der Zuwendungen an die politischen Jugendorganisationen durchgeführt. Die Verwen-
dungsnachweisprüfungen haben teilweise Rückforderungen ergeben, denen in der Regel Abre-
chungsfehler zugrunde lagen. 

Zu 13: 

Die Prüfung des Nachweises der zweckentsprechenden Verwendung der Zuwendungen erfolgt 
entsprechend den Vorschriften der LHO und der anzuwendenden Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P). 

Danach ist ein einfacher Verwendungsnachweis zu führen; dieser ist bis zum 31. März des Folge-
jahres vorzulegen. Im zahlenmäßigen Nachweis sind alle Einnahmen einschließlich der Landeszu-
wendung darzustellen. Die Ausgaben sind mindestens bis zur Höhe des Zuwendungsbetrages 
nachzuweisen. 

Als Sachbericht für die durchgeführten Bildungsmaßnahmen sind die Teilnehmerliste im Original, 
das durchgeführte Programm und die Ausschreibung der jeweiligen Bildungsmaßnahme vorzule-
gen. Die Ausschreibung bzw. das durchgeführte Programm muss folgende Angaben enthalten: 
Zielgruppe, Zeiten, Inhalte, Lernziel und Methode. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bestätigen 
in der Teilnehmerliste mit ihrer Originalunterschrift die Teilnahme an der Maßnahme. Durch Unter-
schrift des Verwendungsnachweises bestätigt der Zuwendungsempfänger die Richtigkeit seiner 
Angaben.  

Durch Vorlage und Prüfung dieser Unterlagen soll sichergestellt werden, dass die sich aus den an-
zuwendenden Vorschriften, dem Bewilligungsbescheid und dem bekanntgegebenen Merkblatt er-
gebenden Vorgaben zur Verwendung der Zuwendungen eingehalten werden. 

 

Aygül Özkan 
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Ergänzung 

Ministerium für Soziales, Frauen, Familie,  
 Gesundheit und Integration Hannover, den 10.03.2011 
 - 01 01 425/01 (785) - 

Herrn 
Präsidenten des Niedersächsischen Landtages 

Hannover 

Staatliche Förderung der politischen Jugendorganisationen in Niedersachsen 2003 bis 2010 

Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung des Abgeordneten Victor Perli (LINKE) -  
Drs. 16/3171 

hier: Ergänzung der Antwort der Landesregierung  

Sehr geehrter Herr Präsident, 

entsprechend Ihrem Schreiben vom 20. Januar 2011 bin ich den Beanstandungen der parlamenta-
rischen Geschäftsführerin der Fraktion DIE LINKE und des Abgeordneten Victor Perli nachgegan-
gen. Ich möchte betonen, dass ich mit meiner Beantwortung vom 7. Dezember 2010 (Drs. 16/3171) 
meiner Auskunftspflicht gegenüber dem Parlament in vollständigem Umfang nachgekommen bin. 
Die Übersichten zur Beantwortung der Frage 1 basierten auf Erhebungen zum Zeitpunkt Okto-
ber 2010. Die nachgefragten Daten konnten erst jetzt im Rahmen der verwaltungsmäßigen Abwick-
lung durch die Bewilligungsbehörde erhoben werden. 

In Vertretung  

Heiner Pott 
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Sehr geehrte Frau Reichwaldt, 
sehr geehrter Herr Perli, 

der Präsident des Niedersächsischen Landtages hat mir Ihr Schreiben vom 7. Januar 2011 mit der 
Bitte um Beantwortung vorgelegt. 

Zu 1: 

Die Übersichten zur Beantwortung der Frage 1 der Kleinen Anfrage „Staatliche Förderung der poli-
tischen Jugendorganisationen in Niedersachsen 2003 bis 2010“ basieren auf Erhebungen bis zum 
Zeitpunkt Oktober 2010. Zu diesem Zeitpunkt lagen die Verwendungsnachweise der Jungen Union, 
der Grünen Jugend und der Jungen Liberalen für 2009 zum Teil noch nicht vollständig vor und wa-
ren noch nicht abschließend geprüft. Insofern konnten die Einzelbeträge auch nicht benannt wer-
den. Die einzelnen Teilzuwendungsbeträge sind in die anliegenden Tabellen ergänzend eingefügt 
worden. 

Bei den Jungen Liberalen liegen die zuwendungsfähigen Ausgaben regelmäßig deutlich über der 
gewährten Landeszuwendung, sodass hier jeweils der Höchstbetrag der Zuwendung zugestanden 
hat. Eine Feststellung der Einzelbeträge im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung erübrigte 
sich bisher. Die einzelnen Teilzuwendungsbeträge sind in die anliegenden Tabellen ergänzend ein-
gefügt worden. 

Nachfolgend die Themen von nicht ausreichend selbsterklärenden Maßnahmetiteln: 

Happy nJU Year: Globalisierung, Ökologie und Landwirtschaft, Ökonomie und Soziales, Forschung 
und Entwicklung, Politik und Gesellschaft, Kommunalpolitik, Außen- und Sicherheitspolitik, Religio-
nen der Welt, Tourismus als Wirtschaftsfaktor, Deutsche Ratspräsidentschaft - Wichtige Vorhaben 
in der Europäischen Union, Familie, Verkehr - Maritime Wirtschaft, Internationale Politik insbeson-
dere China 

Juniversity: Rhetorik, Integration, Forschung und Entwicklung in Niedersachsen, Arbeit der Födera-
lismuskommission, Bildungspolitik, Mitwirkungsmöglichkeiten in der Kommunalpolitik, Niedersäch-
sische Landesgeschichte, 15 Jahre Wiedervereinigung, 60 Jahre Niedersachsen, Generationenge-
rechtigkeit, Staatsaufbau und internationale Zusammenarbeit, Gentechnik, Medienseminar, Tou-
rismus als Wirtschaftsfaktor, Medienlandschaft Niedersachsen, Politischer Extremismus - Gestern 
und Heute, Zukunft des dreigliedrigen Schulsystems, Managergehälter in Deutschland 

Liberaler Jugendtag: Politik und Ethik, Generationengerechtigkeit 

Herbstakademie: Ursachen und praktische Konsequenzen des Wahlergebnisses für die Politik der 
künftigen Bundesregierung und der Gewerkschaften, Zukunft des Sozialstaats, Reformen am Ar-
beitsmarkt sowie Umweltpolitik Agenda 2010, ökologische Auswirkungen der WTO-Verhandlungen, 
Arbeits-, Wirtschafts- und Sozialpolitik, ökologische Politik, Rechtsextremismus, internationale Poli-
tik 

Wie, wann und wo: Grundlagen in Organisationsstrukturen, Veranstaltungen organisieren, Öffent-
lichkeitsarbeit, Kontakte aufbauen 

Zu 2: 

Aus der Beantwortung der Fragen 3 und 4 der Kleinen Anfrage „Staatliche Förderung der politi-
schen Jugendorganisationen in Niedersachsen 2003 bis 2010“ geht hervor, dass der Landesregie-
rung als älteste Akte noch eine Akte über die Förderstruktur aus dem Jahr 2000 vorliegt. Einem Ak-
tenvermerk aus dem Jahre 2002 ist zu entnehmen, dass es Mitte der 1990er-Jahre einen „frakti-
onsübergreifenden politischen Konsens“ in der Angelegenheit gegeben hat, jedoch nicht, an wel-
chem Tag, mit welchem Beschluss und mit welchen Fraktionen das Fördersystem abgestimmt, 
vereinbart und bestätigt wurde. Deshalb konnte die Frage 3 aufgrund Ihrer Fragestellung nicht an-
ders beantwortet werden. Im Übrigen bedürfen politische Abstimmungsgespräche der Landesregie-
rung mit den Fraktionen und der Fraktionen untereinander keiner Beschlüsse. Dass es hier einen 
tragfähigen Konsens gegeben hat, ergibt sich auch aus der Tatsache, dass von Mitte der 1990er-
Jahre bis 2009 eine einvernehmliche Förderpraxis bestand. 
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Zu 3: 

Bei den Verwendungsnachweisprüfungen der Jahre 2003 bis 2007 ist es bei der Jungen Union 
(2003, 2004 und 2006), den Jusos (2003 bis 2007) und den Jungen Liberalen (2003) zu Rückforde-
rungen gekommen. Gründe für die Rückforderungen waren 

– bei der Jungen Union jeweils Abrechnungsfehler und Minderungen der ursprünglich geplanten 
zuwendungsfähigen Ausgaben (zu hoher Mittelabruf), 

– bei den Jusos Abrechnungsfehler (2004, 2007), zu hoher Mittelabruf (2004 bis 2007), nicht an-
erkannte Maßnahmen wegen fehlender Teilnehmerlisten (2003) bzw. als reines Vorbereitungs-
treffen (2006) und ein Einnahmeüberschuss bei einem Besonderen Einzelvorhaben (2004), 

– bei den Jungen Liberalen Abrechnungsfehler (2003). 

Bei den Abrechnungsfehlern handelt es sich um nicht zutreffend abgerechnete Sachkosten, Ver-
waltungskosten, Referentenkosten, Fahrtkosten, Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie um 
unzutreffende Berechnungen der Teilnehmertage und fehlende Berücksichtigung von Teilnehmer-
beiträgen. 

Andere Fehler oder Unregelmäßigkeiten sind bei den Verwendungsnachweisprüfungen nicht fest-
gestellt worden. 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

Heiner Pott 
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Anlage  
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